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Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 
und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Wir äußern uns im Folgenden zum vorgelegten Gesetzentwurf, stellen jedoch fest, dass die 
zugebilligte Frist äußerst knapp bemessen und eigentlich eine Zumutung ist. 
 
1. Allgemeine Anmerkungen: 

 
Der BBN unterstützt die grundsätzliche Zielsetzung des Gesetzes.  
Für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands sind die Erhaltung und Wiederherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Natur und damit der natürlichen Lebensgrundlagen essentiell. Das Ziel einer 
modernisierten „grauen“ Infrastruktur muss Hand in Hand mit dem Ziel einer intakten Natürlichen 
Infrastruktur verwirklicht werden. 

Zentral sind die Einführung des überragenden öffentlichen Interesses für bestimmte 
Naturschutzflächen sowie der Begriff der Natürlichen Infrastruktur in § 20a neu. 
 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 
 
Nach § 1 Abs. 1a neu wird ein überragendes öffentliches Interesse für bestimmte Naturschutzflächen 
eingeführt, sogar als abweichungsfester Grundsatz ausgestaltet. Dies ist zu begrüßen. Insbesondere 
weil damit auch der Natürlichen Infrastruktur eine besondere Wertigkeit des öffentlichen Interesses 
beigemessen wird, der für Infrastrukturvorhaben und vor allem für Anlagen der Erneuerbaren 
Energien und des Netzausbaus inzwischen etabliert ist.  
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Zielführend wäre es gewesen, den Begriff des überragenden öffentlichen Interesses in § 1 Abs. 1a 
mit dem der Grünen Infrastruktur in § 20a Abs. 2 Nr. 1 zu verbinden. Der zentrale Begriff des Gesetzes 
zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur sollte eben dieser in § 20a neu eingeführte gesetzliche 
Begriff sein. Nicht erklärlich ist allerdings, warum dieses überragende öffentliche Interesse nicht auf 
alle Flächen der Grünen Infrastruktur nach § 20a Abs. 2 Nr. 1 angewandt wird. Das sind die Flächen, 
die auf Grund ihrer Eigenschaften unabhängig von einem Planungsvorgang als Grüne Infrastruktur 
nach § 20 a Abs. 2 Nr. 1 definiert wird. Nun wird aber das überragende öffentliche Interesse nur einer 
kleinen Teilmenge der „Grünen Infrastruktur“ zugutekommen. Es heißt ganz im Gegenteil in § 20a 
Abs. S. 3: „Weitere Rechtsfolgen sind an die Flächen der Natürlichen Infrastruktur nicht geknüpft.“ In 
der Begründung dazu wird erläutert, dass gerade das überragende öffentliche Interesse nicht an die 
Einstufung als „Grüne Infrastruktur“ geknüpft ist. 

 
3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

 
Wir begrüßen die Klarstellung in § 2 Abs. 3a, dass eine multifunktionale Flächennutzung zur 
Erreichung verschiedener Naturschutzziele auf derselben Fläche angestrebt wird. 

 
4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

 
5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

 
6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Die in Absatz 2 vorgesehene Ausweitung des Suchraums für Kompensationsmaßnahmen auf 
angrenzende Naturräume wird begrüßt. 
Die vorgesehen Ergänzung des Absatzes 8a mit einer Verordnungsermächtigung für Abschläge ist 
inhaltlich nicht erforderlich. Dies ist sowohl von den zahlreichen Einvernehmens-erfordernissen her 
als auch von der vorgesehenen zeitlichen Dimension (Verordnungsvorlage bis 31.12.2026) völlig 
unrealistisch konzipiert. Ein Einvernehmenserfordnis in dieser Ausprägung kann nicht wirksam 
funktionieren. Absatz 8a ist nicht notwendig und sollte daher gestrichen werden. 
 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

 
8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

 
Es bleibt unklar und ist nicht ausreichend geregelt, wie eine dem Insolvenzrecht unterliegende 
juristische Person die Gewähr für eine dauerhafte Sicherung von Kompensationsmaßnahmen 
übernehmen soll. Zudem erlegt die Formulierung den Naturschutzbehörden die Beweislast für eine 
Unzuverlässigkeit auf. Soweit hier - wofür durchaus einiges spricht - nichtstaatliche Stellen als 
Gewährsträger für die Umsetzung und Erhaltung anerkannt werden sollen, wären hierfür − etwa über 
eine Verordnungsermächtigung in § 15 Abs. 8a − klare Kriterien zu definieren und ein Ermessen der 
anerkennenden Behörden vorzusehen. Die Aufgabe ist nicht geeignet, in einen nur durch 
Basiskriterien der Zuverlässigkeit gesicherten Wettbewerbsbereich entwickelt zu werden. 
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9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 
 
Naturgutschriften sind eine neue Form der Finanzierung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. Damit sollen dauerhafte Aufwertungen von Natur und Landschaft außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Eingriffsregelung, also z. B der Anlage von Flächenpools, gefördert werden. 
Näheres soll in der Rechtsverordnung, die in der fachlichen Zuständigkeit des BMUKN liegt, geregelt 
werden. 

 
10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

 
Die prozentuale Erhöhung des Flächenanteils des Biotopverbunds von 10 auf 15 % wird begrüßt. Der 
fortschreitende Klimawandel macht die Bedeutung von größeren vernetzten Flächen deutlich.  
Die Fristsetzung bis 2030 ist ambitioniert, scheint aber realistisch, da viele Länder bereits jetzt 
oberhalb von 10 % liegen und dies auch teilweise bereits in ihren Landesgesetzen verankert haben. 

 
11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

 
Die Definition der Grünen Infrastruktur umfasst die Flächen des Biotopverbunds. 
 
(3) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselementen. 
Bestandteile des Biotopverbunds sind 
1. Nationalparke und Nationale Naturmonumente, 
2. Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Biosphärenreservate oder Teile dieser Gebiete, 
3. gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30, 
4. weitere Flächen und Elemente, einschließlich solcher des Nationalen Naturerbes, des Grünen 
Bandes sowie Teilen von Landschaftsschutzgebieten und Naturparken 
§ 21 Abs. 3 BNatSchG 
 
Durch § 20a Abs.3 kommen hinzu: 
c) Moorböden und unbebaute rezente Auen,  
d) langfristig gesicherte Flächen, die der natürlichen Dynamik überlassen bleiben und Flächen des 
Nationalen Naturerbes,  
e) sonstige Bestandteile des Biotopverbundes, soweit diese nicht bereits in den Buchstaben a bis d 
aufgeführt sind, 
Außerdem, gibt es Bestandteile der grünen Infrastruktur nach Maßgabe der Landschaftsplanung. 
 
Zusätzlich sollten aufgenommen werden: 
neu) Relevante Lebensstätten unionsrechtlich streng geschützter Pflanzenarten 
neu) Gebiete mit artenreichem Grünland gemäß Biotopkartierungen (> 5 ha) 
neu) Lebensstätten von Populationen unionsrechtlich streng geschützter, gefährdeter bzw. vom 
Aussterben bedrohter Wirbeltierarten 
 
Als Rechtsfolge ist vorgesehen, dass die Grüne Infrastruktur ein bevorzugter Raum für die 
Eingriffskompensation ist. 
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12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 
 
Die vorgesehene Änderung wäre eine signifikante Abschwächung des § 40 Abs. 1 im Hinblick auf die 
Verwendung gebietseigener Herkünfte, die sich durch die derzeitige Verfügbarkeit insbesondere 
beim gebietseigenen Saatgut so nicht begründen lässt. Besonders kritisch sehen wir, dass bei 
Nichtverfügbarkeit uneingeschränkt auf beliebiges Saat- und Pflanzgut zurückgegriffen werden 
könnte. Der Ersatz sollte bei Nichtverfügbarkeit auf gebietseigenes Saatgut und Pflanzen krautiger 
Arten aus angrenzenden Ursprungsgebieten bzw. Gehölze angrenzender Vorkommensgebiete 
beschränkt werden. Wenn man die Möglichkeit hinzunimmt, Saatgut aus benachbarten 
Ursprungsgebieten zu verwenden, die sich durch eine geeignete Genetik auszeichnen, ist 
Deutschland ausreichend mit gebietseigenem Saatgut versorgt und ein Rückgriff auf konventionelles 
Saatgut nicht erforderlich. 

 
14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 
 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 
 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Die mit Einführung des Absatzes 9 neu vorgesehenen Prüf- bzw. Evaluierungsvorgaben sind ohne 
ausreichende Klarstellung der Vergleichsmaßstäbe (was wird mit was und was ist der 
Bezugszeitraum verglichen werden) beliebig manipulierbar. Eine Entscheidungsgrundlage ist damit 
nicht belastbar bereitzustellen. Wir halten diesen Absatz nicht für erforderlich. Er ist u. E. zu 
streichen. 

 
 
Schlussbemerkung:  
 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bleibt deutlich hinter den für eine erfolgreiche Umsetzung 
erforderlichen Regelungen und den geweckten Erwartungen zurück. Neben den zu den Paragraphen 
im Einzelnen dargelegten Kritikpunkten fehlen insbesondere:  
Das ursprünglich vorgesehene Bundeslandschaftsprogramm, das eine wichtige ergänzende 
Fachplanung zur Etablierung der natürlichen Infrastruktur darstellt, sowie die Erweiterung von 
Vorkaufsrechten auf die Kulisse der Grünen Infrastruktur und möglichst auch auf in 
Landschaftsrahmenplänen für die Durchführung von Maßnahmen vorgesehenen Flächen sowie die 
Erweiterung von Duldungspflichten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

gez. Christof Martin     gez. Dr. Stefan Lütkes 
Bundesvorsitzender BBN e.V.         Stellv. Bundesvorsitzender BBN e.V.                                     
      


